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§ 4
Bildungs- und Erziehungsziele

(1) Der Auftrag der Schule wird bestimmt durch das Recht des jungen Menschen auf eine seiner Be-
gabung, seinen Fähigkeiten und seiner Neigung entsprechende Förderung und Ausbildung, durch das
Recht der Eltern auf eine Schulbildung ihres Kindes sowie durch die staatliche Aufgabe, die einzelne
Schülerin und den einzelnen Schüler auf ihre Stellung als Bürgerin und Bürger mit den entsprechen-
den Rechten und Pflichten vorzubereiten.

(2) Es ist die Aufgabe der Schule, die kognitiven, emotionalen, sozialen, kreativen und körperlichen
Fähigkeiten des jungen Menschen unter Wahrung des Gleichberechtigungsgebots zu entwickeln. Der
Bildungsauftrag der Schule basiert auf den im Grundgesetz verankerten Menschenrechten, den sie
begründenden christlichen und humanistischen Wertvorstellungen und auf den Ideen der demokrati-
schen, sozialen und liberalen Freiheitsbewegungen.

(3) Die Schule soll jungen Menschen kulturelle und gesellschaftliche Orientierung vermitteln. Sie soll
dazu ermuntern, eigenständig zu denken und vermeintliche Gewissheiten und gesellschaftliche Struk-
turen auch kritisch zu überdenken. Die Schule soll die Bereitschaft zur Empathie und die Fähigkeit för-
dern, das eigene Weltbild in Frage zu stellen und Unsicherheiten selbstvertrauend auszuhalten.

(4) Die Schule soll dem jungen Menschen zu der Fähigkeit verhelfen, in einer ständig sich wandeln-
den und dabei zunehmend digitalisierten Welt ein erfülltes Leben zu führen. Sie soll dazu befähigen,
Verantwortung im privaten, familiären und öffentlichen Leben zu übernehmen und für sich und ande-
re Leistungen zu erbringen, insbesondere auch in Form von ehrenamtlichem Engagement. Es gehört
zum Auftrag der Schule, die jungen Menschen zur Teilnahme am Arbeitsleben und zur Aufnahme ei-
ner hierfür erforderlichen Berufsausbildung zu befähigen. Sie arbeitet hierzu mit den nach dem Zwei-
ten und Dritten Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB II und III) zuständigen Trägern der Grundsicherung
für Arbeitssuchende und der Arbeitsförderung zusammen und wirkt darauf hin, dass die Schülerinnen
und Schüler Beratung und Betreuung für die Vermittlung in Ausbildungsverhältnisse oder Qualifizie-
rungsangebote in Anspruch nehmen. Die Schule soll Kenntnisse gesellschaftlicher, wirtschaftlicher
und historischer Zusammenhänge vermitteln, Verständnis für Natur und Umwelt schaffen und die Be-
reitschaft wecken, an der Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, Tieren und Menschen mitzu-
wirken.

(5) Die Schule schützt und fördert die Sprache der friesischen Volksgruppe und vermittelt Kenntnisse
über deren Kultur und Geschichte.
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(6) Die Schule soll die Offenheit des jungen Menschen gegenüber kultureller und religiöser Vielfalt,
den Willen zur Völkerverständigung und die Friedensfähigkeit fördern. Sie soll den jungen Menschen
befähigen, die besondere Verantwortung und Verpflichtung Deutschlands in einem gemeinsamen
Europa sowie die Bedeutung einer gerechten Ordnung der Welt zu erfassen. Die Schule fördert das
Verständnis für die Bedeutung der Heimat, den Beitrag der nationalen Minderheiten und Volksgrup-
pen zur kulturellen Vielfalt des Landes sowie den Respekt vor der Minderheit der Sinti und Roma. Sie
pflegt die niederdeutsche Sprache. Zum Bildungsauftrag der Schule gehört die Erziehung des jungen
Menschen zur freien Selbstbestimmung in Achtung Andersdenkender, zum politischen und sozialen
Handeln und zur Beteiligung an der Gestaltung der Arbeitswelt und der Gesellschaft im Sinne der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung.

(7) Die Bildungswege sind so zu gestalten, dass jungen Menschen unabhängig von der wirtschaftli-
chen oder gesellschaftlichen Stellung oder der nationalen Herkunft ihrer Eltern und unabhängig von
ihrer Geschlechtszugehörigkeit der Zugang zu allen Schularten eröffnet und ein Schulabschluss er-
möglicht wird, der ihrer Begabung, ihren Fähigkeiten und ihrer Neigung entspricht. Die Eltern bestim-
men im Rahmen der Rechtsvorschriften darüber, welche Schule das Kind besucht.

(8) Bei der Erfüllung ihres Auftrages hat die Schule das verfassungsmäßige Recht der Eltern zur Erzie-
hung ihrer Kinder (Artikel 6 Abs. 2 des Grundgesetzes) zu achten. Sie darf die religiösen und weltan-
schaulichen Grundsätze nicht verletzen, nach denen die Eltern ihre Kinder erzogen haben wollen.

(9) Auftrag der Schule ist es auch, die Sexualerziehung durch die Eltern in altersgemäßer Weise durch
fächerübergreifenden Sexualkundeunterricht zu ergänzen.

(10) Zum Schutz der seelischen und körperlichen Unversehrtheit der Schülerinnen und Schüler ver-
fügt die Schule über ein Präventions- und Interventionskonzept insbesondere zu Gefährdungen im Zu-
sammenhang mit sexualisierter, psychischer und körperlicher Gewalt, zur allgemeinen Stärkung und
Unterstützung der Persönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen und Schüler sowie zu strukturellen
Maßnahmen zum Umgang mit drohender und bestehender Gefährdung des Kindeswohls.

(11) Die Schule trägt vorbildhaft dazu bei, Schülerinnen und Schüler zu einer Lebensführung ohne Ab-
hängigkeit von Suchtmitteln zu befähigen. Für alle Schulen gilt daher ein Rauch- und Alkoholverbot im
Schulgebäude, auf dem Schulgelände und bei schulischen Veranstaltungen außerhalb der Schule. Das
für Bildung zuständige Ministerium kann durch Verwaltungsvorschrift festlegen, unter welchen Vor-
aussetzungen die Schulen bei schulischen Veranstaltungen außerhalb des Schulgeländes Ausnahmen
hiervon zulassen können. Bei nichtschulischen Veranstaltungen kann der Schulträger durch die Benut-
zungsordnung Ausnahmen vom Verbot für den Bereich außerhalb des Schulgebäudes und beim Alko-
holverbot auch für das Schulgebäude zulassen.

(12) Die Schülerinnen und Schüler, deren Eltern, die Lehrkräfte und das Betreuungspersonal (§ 34
Abs. 2 Satz 1, Abs. 3, 5 bis 7) sind zur gegenseitigen Rücksichtnahme und Achtung verpflichtet. Bei
der Lösung von Konflikten und bei unterschiedlichen Interessen sollen sie konstruktiv zusammenar-
beiten.

(13) Die Schule darf Sachverhalte nicht politisch einseitig behandeln. Sie muss sich parteipolitisch
neutral verhalten.

(14) Schülerinnen und Schüler mit Behinderung sind besonders zu unterstützen. Das Ziel einer inklusi-
ven Beschulung steht dabei im Vordergrund.

Fußnoten
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*) Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schulwesens in Schleswig-Hol-
stein vom 24. Januar 2007 (GVOBl. S. 39)

Redaktionelle Hinweise

Fundstelle: GVOBl. 2007, 39, 276
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